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Geſetz⸗ Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


No. 16. 


E25} 


Nor 1887.) Verordnung, betreffend die Anwendung der Deklaration vom 10. Februar 1827. 
le e: (Geſetzſammlung S. 26.), bezüglich auf die Pakrimenial⸗ Gerichtsbarkeit. 
D. d. den 31. März 1838. . : 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
8 Preußen sc. ꝛc. 8 5 

Da uͤber die Anwendung Unſerer Deklaration vom 10. Februar 1827. 
und insbeſondere daruͤber Bedenken entſtanden ſind, ob und inwiefern die Vor⸗ 
ſchrift des F. 75. Tit. 17. Th. II. des Allgemeinen Landrechts, auf den Fall zu - 
beziehen ſey, wenn der Inhaber der Polizei⸗Gerichtsbarkeit ſich der Ausübung 
derſelben perſoͤnlich unterzieht, ſo verordnen Wir, auf den Antrag Unſeres Staats⸗ 
Miniſteriums und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, was folgt: 


Die Vorſchrift des $. 75. des 17ten Titels Ilten Theils des Allgemei⸗ 
nen Landrechts findet bei Ausübung der Polizei-Gerichtsbarkeit nur auf die im 
d. 62. daſelbſt näher bezeichneten geringeren Verbrechen und auf die zur Kom⸗ 
petenz der Polizei an Rechtsſtreitigkeiten, nicht aber auf polizeiliche Ver⸗ 
gehungen (F. 10. 11. daſelbſt) Anwendung. Die Inhaber der Polizei⸗Gerichts⸗ 
barkeit ſind mithin auch dann befugt, polizeiliche Vergehungen in eigener Perſon 
zu unterſuchen und zu beſtrafen, wenn mit dem allgemeinen ihr perſoͤnliches In⸗ 
tereſſe zuſammentrifft. 


N. TO, 

Die Inhaber der Polizei-Gerichtsbarkeit koͤnnen ſich bei deren Ausübung 
gußer dem Gerichtshalter auch durch andere Perſonen vertreten laſſen, wenn die⸗ 
ſelben ſowohl ihrer dußern Stellung nach (wie Gutspaͤchter, i Bunz 
ſeher, Rechnungsfuͤhrer u. ſ. w.), als durch ihre Zuverlaͤſſigkeit und Bildung 
dazu geeignet ſind. - se 
Jede Anftellung eines Vertreters iſt dem Landrath unverzüglich anzuzei- 
gen, welcher daruͤber an die Regierung berichten muß. Hat der Landrath gegen 
die Perſon des Stellvertreters erhebliche Bedenken, ſo kann er die Amtswirk⸗ 
ſamkeit deſſelben vorläufig unterſagen. Die Regierung iſt befugt, aus bewegen⸗ 
den Gruͤnden, woruͤber ſie nur allein der vorgeſetzten Behoͤrde auf Erfordern 
Rechenſchaft zu geben hat, die Entlaſſung des Stellvertreters zu jeder Zeit an⸗ 
zuordnen. Dem Inhaber der Polizei- Gerichtsbarkeit iſt gegen eine ſolche Ver⸗ 
fuͤgung der Rekurs an den Miniſter des Innern und der Polizei vorbehalten. 

(No. 18871888.) Jahrgang 1838. O o Ur⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den 3. Mai 1838.) 
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Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 


tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 31. Maͤrz 1838. a 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. 


Beglaubigt: 
Für den ‚Staatsfefretär: 


Duͤesberg. 


Nor 1888.) Deklaration der $$. 357. und 358. Tit. 50. Th. I. der Allgemeinen Gerichts- 
alle ordnung, über das den perfönlichen Pflichten und Abgaben im Konkurſe 
eingeräumte Vorzugscecht. Vom 3. April 1838. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
5 Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben Uns vortragen laſſen, daß bei mehreren Gerichten die Meinung entſtanden 
iſt, als ob das im $. 357. Tit. 50. Th. I, der Allgemeinen Gerichtsordnung den 
beſtaͤndig fortlaufenden Laſten und Pflichten ertheilte Vorzugsrecht im Konkurſe, 
lediglich auf die im $. 358. daſelbſt näher bezeichneten Reallaſten, nicht aber auf 
perſoͤnliche Pflichten und Abgaben Anwendung finde, und deshalb namentlich auf 
die in der Stadt Berlin beſtehende Miethsſteuer nicht zu beziehen ſey. Wir er⸗ 
klaͤren daher zur Berichtigung dieſer, mit der Abſicht des Geſetzes nicht uͤberein⸗ 
ſtimmenden Auslegung auf den Antrag Unſeres taatsminiſteriums und nach 
erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, 


daß der $. 357. Tit. 50. Th. I. der Allgemeinen Gerichtsordnung nicht 
bloß auf die Ruͤckſtaͤnde von Reallaſten, ſondern auch auf die Muck 
ſtaͤnde perſoͤnlicher Pflichten und Abgaben anzuwenden iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ö 


Gegeben Berlin, den 3. April 1838. f 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling, v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. 


Beglaubigt: 
Für den Staatsſekretär: 


Duͤesberg. 


Go. 1889.) 
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(No. 1889.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 7. April 1838., betreffend die unentgeltliche Er⸗ 
e b , theilung des Bürgerrechts in den Städten an Soldaten. 


Au den Bericht und Antrag des Staatsminiſteriums vom 22. Februar c. 
beſtimme Ich, daß nach Anleitung der in den alten Provinzen fruͤher guͤltig ge⸗ 
weſenen Verordnung vom 13. März 1733. kuͤnftig in ſaͤmmtlichen Provinzen 
Meiner Monarchie den Soldaten, die entweder zwoͤlf Jahre im aktiven Militair 
gedient haben, oder abgeſehen von der Zahl ihrer Dienſtjahre, durch Wunden 
im Kriege invalide geworden ſind, das Buͤrgerrecht in den Staͤdten unentgelt⸗ 
lich ertheilt, und dieſe Vorſchrift uͤberall in Anwendung gebracht werden ſoll, 
mit der Maaßgabe, daß nur diejenigen auf dieſe Befreiung Anſpruch machen 
koͤnnen, welche ſich über ihre gute Führung auszuweiſen vermögen und durch ein 
Zeugniß zweier unbeſcholtener Buͤrger des Orts beſcheinigen, daß ſie ohne Be⸗ 
eintraͤchtigung ihres Nahrungsſtandes die Koſten des Buͤrgerrechts zu bezahlen 
nicht im Stande find. ; 


Berlin, den 7. April 1838. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatstminiſterium. 


Ne. 1890.) Verordnung über die Rechte der Ehefrau auf ihre eingebrachten Mobilien gegen ,, e 


2/3 L, , die Gläubiger des Mannes. Vom 7. April 1838. ug 
7 dr ar, RX 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von „„ 
Preußen ꝛc. ꝛc. 2 A l 372 


Da einige Gerichte aus der Vorſchrift des F. 247. Tit. 1. Th. II. des 
Allgemeinen Landrechts, in Verbindung mit dem F. 77. Tit. 24. Th. L der All⸗ 
gemeinen Gerichtsordnung die irrthuͤmliche Folgerung hergeleitet haben, daß den 
Glaͤubigern des Ehemannes die Befugniß zuſtehe, im Wege der gegen ihn zu 
vollſtreckenden Exekution aus den eingebrachten Mobilien der Ehefrau ihre Be⸗ 
riedigung zu ſuchen; ſo verordnen Wir auf den Antrag Unſeres Staatsmini⸗ 
riums und nach erfordertem Gutachten 1 Staatsraths, was folgt: 


Die in dem L. 247. Tit. 1. Th. II. des Allgemeinen Landrechts dem 
Chemanne beigelegte freie Verfuͤgung uͤber die von der Ehefrau eingebrachten 
Mobilien iſt als eine Erweiterung der, demſelben in dem $. 205. daſelbſt ertheil⸗ 
ten Verwaltungsrechte anzufehen und u an feine Perſon gebunden. 


Haben die Gläubiger des Mannes nicht ſchon durch Handlungen feiner 


freien Verfugung ein dingliches Recht an den eingebrachten Mobilien erworben, 
(No. 1889— 1890.) : ſo 
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fo iſt die Frau ihre Eigenthumsrechte an den eingebrachten Mobilien, wenn dieſe 
im Wege einer gegen den Mann verhaͤngten Exekution in Beſchlag genommen 
worden, durch eine Interventionsklage zu verfolgen befugt. a 


§. 3. N 
Die in dem $. 257. daſelbſt den Glaͤubigern des Mannes ertheilte Be⸗ 
fugniß findet auf die eingebrachten Mobilien keine Anwendung. ö 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 7. April 1838. | 
J. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. 


Beglaubigt: 
Für den Staatsſekretär: 


Duͤesberg. 


